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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin MMag. Iris GACHOWETZ als Einzelrichterin über die 
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Georgien, gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen 
und Asyl vom 07.07.2016, FZ. 1.120.743.300-160909602, zu Recht erkannt: 
 

A) Die Beschwerde wird gemäß §§ 2 Abs. 1 Z 13, 3 Abs. 1, 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 Z 3, 57 und 55 Asylgesetz 2005, 
BGBl. I Nr. 100/2005 (AsylG 2005) idgF, § 9 BFA-Verfahrensgesetz, BGBl. I Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF und 
§§ 46, 52 Abs. 2 Z 2 und Abs. 9, 55 Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 (FPG) idgF als 
unbegründet abgewiesen. 
 

B) Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

BEGRÜNDUNG: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

I.1. Der Beschwerdeführer (in weiterer Folge kurz als "BF" bezeichnet), ist Staatsangehöriger der Republik 
Georgien und stellte am 29.06.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz in Österreich. Er reiste gemäß 
seinen Angaben nach einem zweijährigen Aufenthalt von der Ukraine unter Umgehung der Grenzbestimmungen 
zu einem unbestimmten Zeitpunkt in Österreich ein. Aus einem im Akt befindlichen VIS-Auszug geht jedoch 
hervor, dass der BF im Besitz eines von der griechischen Konsularbehörde in Tiflis ausgestellten 
Touristenvisums für die Schengenländer mit Gültigkeit von 17.04.2016 bis 15.05.2016 war, weshalb davon 
auszugehen ist, dass der BF mittels dieses Visums auf legale Weise nach Österreich gereist ist. 
 

Im Rahmen seiner Erstbefragung durch Organe des Öffentlichen Sicherheitsdienstes am 30.06.2016 gab der BF 
an, dass er nichts von einem Visum wisse und im Jahr 2013 aus Georgien ausgereist sei. Hinsichtlich seiner 
Fluchtgründe brachte er vor, dass er persönliche bzw. familiäre Gründe für seine Flucht habe. Er habe in Svaneti 
ein Mädchen gehabt und sie seien verliebt ineinander gewesen. Ein anderer Mann sei auch in das Mädchen 
verliebt gewesen, sodass sich daraus ein richtiger Kampf entwickelt habe. Es habe immer wieder Probleme 
gegeben. Der Vater des BF sei aus Sorge über diese Probleme gestorben. Auch der BF habe dadurch viele 
gesundheitliche Probleme bekommen. Das Mädchen sei schließlich gestorben und die Verwandtschaft des 
Mädchens und der andere Mann, der das Mädchen auch geliebt habe, sind nunmehr die Feinde des BF. Von 
staatlicher Seite erwarte der BF keine Probleme, aber von seinen persönlichen Feinden erwarte er sich große 
Probleme. 
 

Am 06.07.2016 fand eine niederschriftliche Einvernahme mit dem BF vor dem Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl (in weiterer Folge kurz als "BFA" bezeichnet) statt, in welcher der BF näher zu seinen Fluchtgründen 
befragt wurde. Zunächst gab er an, dass er Georgien aufgrund persönlicher Probleme, darunter Arbeitslosigkeit, 
verlassen habe. In Folge schilderte er dann neuerlich seine Angst vor Verfolgung durch die Familie des 
Mädchens, welche Svanen seien, und dem anderen Mann, der das Mädchen auch geliebt habe und gab zudem an, 
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dass die Familie der Frau ihn für ihren Tod beschuldigte. Einmal sei der BF von fünf oder sechs Personen 
geschlagen worden und es sei auch auf ihn geschossen worden. 
 

I.2. Mit dem im Spruch genannten Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 07.07.2016 
wurde der Antrag des BF auf internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt I). 
Gemäß § 8 Abs. 1 wurde der Antrag hinsichtlich der Zuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten 
in Bezug auf den Herkunftsstaat Georgien abgewiesen. Ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigenden 
Gründen wurde dem BF gemäß §§ 57 und 55 AsylG nicht erteilt und gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG eine 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen. Gemäß § 52 Abs. 9 FPG wurde festgestellt, dass 
die Abschiebung des BF gemäß § 46 FPG nach Georgien zulässig ist. Gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 FPG wurde eine 
zweiwöchige Frist für die freiwillige Ausreise des BF gewährt. Gemäß § 18 Abs. 1 Z 1 wurde einer Beschwerde 
gegen diesen Bescheid die aufschiebende Wirkung aberkannt. 
 

Begründend führte das BFA an, dass der BF seine vorgebrachten Fluchtgründe nicht glaubwürdig dargestellt 
habe. Weiters wurde ausgeführt, dass die vom BF vorgebrachte Verfolgung lediglich von Privatpersonen ausging 
und die georgischen Sicherheitsbehörden in derartigen Fällen einschreiten würden. 
 

Mit Verfahrensanordnung vom 07.07.2016 wurde dem BF gemäß § 63 Abs. 2 AVG amtswegig ein 
Rechtsberater für das Beschwerdeverfahren zur Seite gestellt. 
 

I.3. Mit Schriftsatz vom 21.07.2016 erhob der BF durch seine Rechtsvertretung fristgerecht Beschwerde, in 
welcher der Bescheid vollinhaltlich wegen Verletzung von Verfahrensvorschriften sowie inhaltlicher 
Rechtswidrigkeit angefochten wurde. Weiters wurde ein Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung 
gestellt sowie verfassungsrechtliche Bedenken betreffend die zweiwöchige Beschwerdefrist gemäß § 16 Abs. 1 
BFA-VG angemeldet. In der Beschwerde wurde im Wesentlichen das Vorbringen zum Privat- und 
Familienleben des BF wiederholt und auf die Thematik der Blutrache bei den Svanen hingewiesen. Zudem 
wurde beantragt, den angefochtenen Bescheid dahingehend abzuändern, dass dem Antrag auf internationalen 
Schutz in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, in eventu des subsidiär 
Schutzberechtigten stattzugeben, in eventu dem BF einen Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigenden 
Gründen zu erteilen. 
 

I.4. Die Beschwerdevorlage langte am 28.07.2015 beim Bundesverwaltungsgericht, Außenstelle Linz, ein und 
wurde am selben Tag der nunmehr zuständigen Gerichtsabteilung zugewiesen. 
 

I.5. Hinsichtlich des Verfahrensinhaltes sowie des Inhalts der Beschwerde im Detail wird auf den Akteninhalt 
verwiesen. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

Beweis wurde erhoben durch den Inhalt des vorliegenden Verwaltungsaktes des BF, beinhaltend die 
Niederschrift der Ersteinvernahme am 30.06.2016 (AS 1-6), die niederschriftliche Einvernahme am 06.07.2016 
(AS 49-56), die Beschwerde vom 21.07.2016 (AS 237-245) und schließlich durch Einsichtnahme in aktuelle 
ZMR-, GVS-, IZR- und Strafregisterauszüge. 
 

1. Feststellungen: 
 

1.1 Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers 
 

Der BF ist Staatsangehöriger von Georgien, der georgischen Volksgruppe zugehörig und gehört der 
Glaubensrichtung der Christen an. Er führt den im Spruch genannten Namen. Seine Identität steht nicht fest. 
 

Der Eltern des BF sind schon verstorben, der BF hat jedoch noch Onkeln und Tanten. Gemäß seinen eigenen 
Aussagen in der Einvernahme ist der BF ledig und hat keine Kinder. Das Bundesverwaltungsgericht geht davon 
aus, dass es sich bei der Feststellung im Bescheid, wonach der BF eine Frau und volljährige Kinder in Georgien 
hat, um ein Versehen handelt, zumal aus dem Akteninhalt diesbezüglich nichts hervorgeht. 
 

Der BF lebte bis zu seiner Ausreise aus Georgien in Kutaishi in einer Mietwohnung. Es kann nicht festgestellt 
werden, ob bzw. wann sich der BF vor seiner Einreise in Österreich in der Ukraine aufgehalten hat. 
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Der BF besuchte zehn Jahre die Grundschule und arbeitete im Anschluss nach Gelegenheit auf Baustellen. Er 
hatte viele verschiedene Anstellungen und Aufträge gehabt und arbeitete je nach Gelegenheit in Tiflis, Rustavi 
und Batumi. Zudem arbeitete er auch in der Türkei. 
 

Der BF war in seinem Herkunftsstaat in der Vergangenheit keiner Bedrohung aus Gründen der Rasse, der 
Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen 
Ansichten ausgesetzt und drohen ihm solche auch in Zukunft nicht. 
 

Nicht festgestellt werden kann, dass der BF im Fall seiner Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung 
nach Georgien in seinem Recht auf Leben gefährdet, der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe 
oder Behandlung unterworfen würde oder von der Todesstrafe bedroht wäre. 
 

Es kann nicht festgestellt werden, wann der BF in das österreichische Bundesgebiet eingereist ist. Seine 
Antragstellung auf internationalen Schutz erfolgte am 29.06.2016. 
 

Der in Österreich unbescholtene BF ist gesund, jung und arbeitsfähig. Er hält sich seit seiner Antragstellung im 
Juni 2016 durchgehend im österreichischen Bundesgebiet auf und lebt von der Grundversorgung. Er geht in 
Österreich keiner Beschäftigung nach und es kann somit nicht von einer Selbsterhaltungsfähigkeit ausgegangen 
werden. Er hat keine Verwandten oder Angehörige in Österreich und spricht nicht Deutsch. 
 

1.2 Feststellungen zum Herkunftsland des BF 
 

Zur aktuellen Lage in Georgien wird auf die länderkundlichen Feststellungen der belangten Behörde im 
bekämpften Bescheid verwiesen, die auch der gegenständlichen Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
zugrunde gelegt werden. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Auch die zuständige Einzelrichterin des Bundesverwaltungsgerichtes kommt in Übereinstimmung mit dem 
Bundesamt zur Überzeugung, dass für den BF keine asylrelevante Gefährdung im Herkunftsstaat besteht und die 
im verwaltungsbehördlichen Bescheid getroffenen Feststellungen sowie die darauf basierenden 
beweiswürdigenden Überlegungen schlüssig und nachvollziehbar sind und zum Inhalt des gegenständlichen 
Erkenntnisses erhoben werden. 
 

Das Bundesamt hat ein ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt und werden die daraus 
gewonnenen Ergebnisse der gegenständlichen Entscheidung zu Grunde gelegt, zumal mit der Beschwerde weder 
die Beweiswürdigung des Bundesamtes im angefochtenen Bescheid erschüttert werden konnte, noch die 
erstinstanzlich vorgebrachten Ausreisegründe in substantiierter Weise ergänzt wurden. 
 

2.1 Zur Person des Beschwerdeführers 
 

Die Identität des BF konnte mangels Vorlage von Identitätsdokumenten nicht festgestellt werden. Die 
Feststellungen zum Familienstand des BF beruhen auf seinen eigenen Aussagen, welche nicht angezweifelt 
werden. Ebenso haben sich an seiner Staatsangehörigkeit, Volksgruppenzugehörigkeit und 
Religionszugehörigkeit aufgrund seiner gleichbleibenden Angaben im Asylverfahren und den von ihm 
dargelegten Ortskenntnissen keine Zweifel ergeben. 
 

Die Feststellungen zu seinen familiären und privaten Umständen im Herkunftsstaat und in Österreich basieren 
auf den diesbezüglich glaubwürdigen Angaben des BF in Zusammenschau mit den eingeholten ZMR-, GVS- 
und IZR-Auszügen hinsichtlich des BF. 
 

Dass der Beschwerdeführer an keiner Erkrankung leidet, ergibt sich aus den eigenen Angaben des 
Beschwerdeführers vor dem Bundesamt (AS 50). Seine Unbescholtenheit in Österreich wurde einer eingeholten 
Strafregisterauskunft entnommen. 
 

2.2. Zu den geltend gemachten Fluchtgründen 
 

Der BF gab zu seinen Fluchtgründen private bzw. persönliche Gründe an, indem er einerseits eine Verfolgung 
durch die Svanen bzw. die Familie des Mädchens, in welches er verliebt gewesen sei und durch seinen 
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Nebenbuhler, welcher ebenso in das gleiche Mädchen verliebt gewesen sei, geltend machte und andererseits 
auch seine Arbeitslosigkeit als Ausreisegrund anführte. 
 

Im Hinblick auf die vom BF geltend gemachte Verfolgung durch die Angehörigen seiner Freundin sowie seinen 
Nebenbuhler ist im Einklang mit der Beweiswürdigung des BFA festzustellen, dass der BF weder den Tod des 
Mädchens noch die sich darauf beziehende Verfolgung durch deren Familie bzw. seinen Nebenbuhler glaubhaft 
machen konnte. 
 

So konnte der BF nämlich seine als Feinde bezeichneten Verfolger weder namentlich nennen noch sonstige 
konkrete Angaben zu diesen machen, sondern bezeichnete sie lapidar einfach nur mit "die Svanen". Erst auf 
konkrete Nachfrage im Rahmen der Einvernahme vor dem BFA, gab der BF an, dass es sich bei seinen 
Verfolgern um die ganze Verwandtschaft des Mädchens handelte, wobei er auch diesbezüglich keine 
konkreteren Angaben machte. (siehe AS 54: 

BF:"... Ich habe Feinde gehabt, die Svanen.."; F: "Aber sie werden ja nur von der Familie gesucht, und nicht von 
allen Svanen?", BF: 

Die ganze Verwandtschaft sucht mich.") 
 

Im Laufe des Verfahrens entstand weiters der Eindruck, dass der BF sein Fluchtvorbringen auf unglaubwürdige 
Weise steigerte. Während er nämlich in der Erstbefragung lediglich von seinen Problemen mit der Familie des 
Mädchens und seinem Nebenbuhler sprach ohne jedoch etwaige persönliche Angriffe auf seine Person geltend 
zu machen, sprach er dann in der Einvernahme davon, dass er auf der Straße von fünf bis sechs Personen 
geschlagen wurde und schließlich auch auf ihn geschossen wurde. Gegen Ende der Einvernahme führte der BF 
schließlich an, dass auch in der Ukraine auf ihn geschossen worden sei, was er zuvor jedoch niemals erwähnte. 
 

Auch unter Berücksichtigung der Tatsache, wonach sich die Angaben eines Antragstellers in der Erstbefragung 
zu seinen Antragsgründen grundsätzlich "nicht auf die näheren Fluchtgründe" zu beziehen haben (§ 19 Abs 2 
AsylG), so ist dennoch davon auszugehen, dass der BF anlässlich der Frage nach seinen Ausreisegründen die 
persönlichen Angriffe zumindest kurz erwähnt hätte, falls diese tatsächlich stattgefunden haben. 
 

Abgesehen von der Tatsache, dass der BF diese persönlichen Misshandlungen erst spät im Verfahren geltend 
machte, ist auch darauf hinzuweisen, dass er auch diese Angriffe nur sehr allgemein und wenig detailreich 
schilderte, weshalb nicht davon auszugehen ist, dass er diese tatsächlich zu vergegenwärtigen hatte (AS 51: 

BF:" Einmal wurde ich von 5 oder 6 Personen geschlagen, dann wurde auf mich geschossen, dann habe ich 
Georgien verlassen."; AS 52: BF: 

"Man hat auch in der Ukraine auf mich geschossen... Die Namen und Nachnamen dieser Personen weiß ich 
nicht, aber das waren meine Feinde, die Svanen."; AS 53: F: "Haben die Personen, die in der Ukraine auf Sie 
geschossen habe, auch etwas gesagt?", BF: Nein, sie wollten mich einfach nur umbringen."). 
 

Weiters konnte der BF auch nicht den Zeitpunkt nennen, zu welchem er diese Angriffe erlitten haben soll, 
sondern gab nur vage an, dass er glaube, dass das im September 2013 gewesen sei und er dann im Oktober oder 
im Dezember in die Ukraine ausgereist sei. Im Falle eines tatsächlichen lebensbedrohlichen Angriffs ist jedoch 
davon auszugehen, dass der BF genauere Angaben hinsichtlich des Zeitpunkts, wann die Angriffe stattgefunden 
haben, sowie auch zu seiner damit in Verbindung stehenden Ausreise machen könnte. 
 

Auch zum Tod des Mädchens, welcher letztendlich der Anlass für die Verfolgung des BF gewesen sein soll, 
machte der BF nur wenig konkrete und letztendlich unplausible Angaben. (AS 53: F: Woran ist das Mädchen 
gestorben?" BF: "Unter Nervosität. Sie konnte weder essen noch trinken und ist gestorben.") Eine derartige 
Todesursache ist in Anbetracht des vermutlich jungen Alters der Frau ohne nähere Beschreibung der 
Hintergründe nur wenig wahrscheinlich und nachvollziehbar und es stellt sich weiters auch die Frage, wie der 
BF überhaupt vom Tod des Mädchens erfahren konnte, zumal er behaupteterweise von der Familie des 
Mädchens verfolgt wird. Zudem machte der BF auch diesbezüglich keine näheren Angaben und schilderte diesen 
Vorfall nur sehr allgemein. 
 

Im Hinblick auf das Vorbringen in der Beschwerde, wonach das BFA die Problematik betreffend die Blutfehde 
beim Volk der Svanen außer Acht gelassen habe, ist anzuführen, dass sich das Vorbringen des BF in seiner 
Gesamtheit als unglaubwürdig darstellte, weshalb sich eine nähere Auseinandersetzung mit der Thematik der 
Blutfehde bei den Svanen aus diesem Grund erübrigte. Weiters ist darauf hinzuweisen, dass der BF selbst 
Mitglied der Mehrheitsethnie der Georgier ist und es letztendlich auch nicht glaubhaft ist, dass er von der 
Minderheitsethnie der Svanen einer derartigen Verfolgung ausgesetzt ist. Zudem schränkte er in der 
Einvernahme seine Verfolger auf die Familie des Mädchens ein und somit ist letztendlich nicht davon 
auszugehen, dass der BF eine Verfolgung durch das Volk der Svanen befürchten muss. 
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Gegen die persönliche Glaubwürdigkeit sprechen zudem auch die Angaben des BF hinsichtlich der Bedingungen 
seiner Reise nach Österreich, zumal er die Ausstellung eines Touristenvisums leugnete, obwohl aus dem im Akt 
einliegenden VIS-Auszug deutlich hervorgeht, dass der BF ein solches beantragt und auch erhalten hat. Gegen 
den zweijährigen durchgängigen Aufenthalt des BF in der Ukraine spricht weiters die Tatsache, dass das 
Touristenvisum vom griechischen Konsulat in Tiflis ausgestellt wurde, was ein Indiz dafür ist, dass sich der BF 
zwecks Beantragung bzw. Abholung dieses Visums in Georgien aufgehalten haben muss, wodurch seinem 
behaupteten fluchtartigen Verlassen seines Herkunftsstaates neuerlich der Boden entzogen wird. 
 

Zudem fällt der Gültigkeitszeitraum des Visums (17.04.2016-15.05.2016) in die Zeit, bezüglich welcher davon 
ausgegangen wird, dass der BF in das Schengengebiet eingereist ist (siehe AS 37). Es wird somit letztendlich 
davon ausgegangen, dass der BF mittels eines Touristenvisums in das Schengengebiet eingereist ist und 
schließlich nach Ablauf seines Visums seinen Antrag auf internationalen Schutz stellte. 
 

Auch vor diesem Hintergrund des Verhaltens des BF, welches kein fluchtartiges Verlassen Georgiens, sondern 
geordnete Ausreise dokumentiert und auch aufgrund Verhaltens des BF nach dessen Ankunft in Österreich geht 
das Bundesverwaltungsgericht davon aus, dass die Reisebewegung sichtlich nicht dazu diente, Schutz vor 
Verfolgung zu suchen, zumal der BF seinen Antrag auf internationalen Schutz nicht bei der ersten sich bietenden 
Gelegenheit stellte, sondern über die Gültigkeitsdauer des Visums untätig blieb und erst unmittelbar vor dessen 
Ablauf den entsprechenden Antrag stellte. 
 

Das BVwG gewann vielmehr den Eindruck, dass der BF lediglich aus wirtschaftlichen bzw. privaten Gründen 
nach Österreich reiste. 
 

Dem zweiten vom BF angegebenen Grund für das Verlassen seines Herkunftsstaates, nämlich seine 
Arbeitslosigkeit, wird in diesem Zusammenhang Glauben geschenkt, jedoch ist Arbeitslosigkeit ohne 
Hinzutreten weiterer Merkmale im Allgemeinen kein Grund für die Gewährung internationalen Schutzes. Es ist 
auch nicht davon auszugehen, dass dem BF im Falle einer Rückkehr nach Georgien die Existenzgrundlage 
entzogen wäre (siehe dazu auch unter 3.3.). 
 

Auch unter Berücksichtigung der Tatsache, dass der BF in seinem Herkunftsstaat unter einfachen Verhältnissen 
gelebt hat, ist kein Verfolgungsgrund im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ableitbar. So prüfte die belangte 
Behörde bereits detailliert, ob der BF aufgrund der von ihm geschilderten Lebensumstände zu einer in 
besonderem Maße gefährdeten Gruppe gehört. Auch das Bundesverwaltungsgericht kommt zum Schluss, dass 
eine derartige Gefährdung des BF nicht besteht und seine Lebensgrundlage im Herkunftsstaat ausreichend 
gesichert ist. So konnte sich der gesunde und arbeitsfähige BF das zum Leben Notwendige bisher selbst 
verdienen und wird er dazu auch zukünftig in der Lage sein. Aus den Länderinformationen über Georgien ergibt 
sich im Übrigen nicht, dass im Herkunftsstaat eine generell lebensbedrohende Situation (Hunger, 
Obdachlosigkeit) herrscht. Außerdem verfügt der BF gemäß seinen Aussagen auch noch über Verwandte, 
zumindest in Form von Onkeln und Tanten, in seinem Heimatland, welche ihn allenfalls auch unterstützen 
können (Versorgung mit einem Schlafplatz bzw. Wohnraum, Essensversorgung). In einer Gesamtschau dieser 
Umstände ist sohin nicht davon auszugehen, dass dem BF seine Lebensgrundlage im Herkunftsstaat entzogen 
wurde oder er zukünftig massiv gefährdet ist, weshalb auch keine Asylrelevanz gegeben ist. 
 

Abschließend ist in diesem Zusammenhang auszuführen, dass etwaige wirtschaftliche oder private 
Schwierigkeiten objektiv nicht dazu geeignet sind, die Flüchtlingseigenschaft im Sinne der GFK zu begründen. 
Der bloße Wunsch, in Österreich ein besseres Leben aufgrund eines erhofften leichteren Zugangs zum 
Arbeitsmarkt zu haben, vermag die Gewährung von Asyl jedenfalls nicht zu rechtfertigen. 
 

Unter Heranziehung dieses Sachverhaltes im Zusammenhang mit der allgemein gehaltenen und teilweise nicht 
nachvollziehbaren Begründung des Antrags auf internationalen Schutz ist daher davon auszugehen, dass das 
Vorbringen des BF nicht den Tatsachen entspricht und lediglich zur Begründung des Asylantrags und unter 
Umgehung der fremdenrechtlichen sowie niederlassungsrechtlichen Bestimmungen zur Erreichung eines 
Aufenthaltstitels für Österreich nach dem Asylgesetz frei konstruiert wurde. Letztendlich konnte der BF auch 
keine Beweismittel für die von ihm behauptete Verfolgung vorlegen. 
 

Auch schließt sich das ho. Gericht der Annahme des BFA an, dass die georgischen Behörden dem BF 
entsprechenden Schutz vor allfällig drohenden Übergriffen bieten würden, falls sie hiervon in Kenntnis gesetzt 
werden (siehe dazu unter 3.2.). 
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Es konnten im konkreten Fall auch keine stichhaltigen Gründe für die Annahme festgestellt werden, dass der 
Beschwerdeführer Gefahr liefe, in seinem Herkunftsstaat einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der 
Todesstrafe bzw. einer sonstigen konkreten individuellen Gefahr ausgesetzt zu sein. 
 

Wie den Länderinformationen zu Georgien zu entnehmen ist, herrscht im Herkunftsstaat keinesfalls eine 
Situation, in der jeder Rückkehrer einer existenzbedrohenden Situation ausgesetzt wäre. Insbesondere ist die 
Lage in Georgien - mit Ausnahme der Konfliktgebiete Abchasien und Südossetien - insgesamt ruhig und eine 
Grund- und medizinische Versorgung der Bevölkerung gewährleistet. 
 

Letztendlich lässt auch die Reaktion des BF auf das Anbot der Übernahme der Reisekosten und die Gewährung 
von Rückkehrhilfe, wonach er sich diese Option überlegen werde, nicht darauf schließen, dass der BF tatsächlich 
Verfolgung in seinem Herkunftsstaat befürchtet. 
 

2.3. Zum Herkunftsland des Beschwerdeführers 
 

Die Länderfeststellungen gründen auf den jeweils angeführten Länderberichten angesehener staatlicher und 
nichtstaatlicher Einrichtungen. Angesichts der Seriosität der Quellen und der Plausibilität ihrer Aussagen, denen 
der BF nach Vorhalt dieser Länderberichte in der Einvernahme nicht entgegengetreten ist, besteht für das 
Bundesverwaltungsgericht kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, sodass sie den 
Feststellungen zur Situation in Georgien zugrunde gelegt werden konnten. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

3.1 Zuständigkeit und Verfahren: 
 

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder 
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine derartige Regelung wird weder im VwGVG 
noch in den einschlägigen Materiengesetzen (BFA-VG, AsylG 2005) getroffen und es liegt somit 
Einzelrichterzuständigkeit vor. 
 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBl. 
I 2013/33 idF BGBl. I 2013/122, geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende 
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in 
Kraft. 
 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des 
IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des 
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, 
BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 
sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen 
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 
 

Zu A) Abweisung der Beschwerde 
 

3.2. Zu Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides 
 

Die hier maßgeblichen Bestimmungen des § 3 AsylG lauten: 
 

"§ 3. (1) Einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser 
Antrag nicht bereits gemäß §§ 4, 4a oder 5 zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, 
wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer 
Flüchtlingskonvention droht. 
 

(2) ... 
 

(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
abzuweisen, wenn 
 

1.-dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht oder 
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2.-der Fremde einen Asylausschlussgrund (§ 6) gesetzt hat. 
 

..." 
 

Gegenständlicher Antrag war nicht wegen Drittstaatsicherheit (§ 4 AsylG), des Schutzes in einem EWR-Staat 
oder der Schweiz (§ 4a AsylG) oder Zuständigkeit eines anderen Staates (§ 5 AsylG) zurückzuweisen. Ebenso 
liegen bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen keine Asylausschlussgründe vor, weshalb der 
Antrag der BF inhaltlich zu prüfen ist. 
 

Flüchtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist, wer aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen 
Gesinnung verfolgt zu werden, sich außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen. 
 

Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgründen fürchten würde (VwGH 9.5.1996, Zl.95/20/0380). 
 

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende 
persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die 
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen. Die Verfolgungsgefahr 
steht mit der wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegründeten 
Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (z.B. VwGH vom 
19.12.1995, Zl. 94/20/0858, VwGH vom 14.10.1998. Zl. 98/01/0262).Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur 
aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen (VwGH 05.06.1996, Zl. 95/20/0194) 
 

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Gründen haben und muss 
ihrerseits Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes befindet. 
 

Wie im gegenständlichen Fall bereits in der Beweiswürdigung ausführlich erörtert wurde, war dem Vorbringen 
des BF zum Bestehen einer konkreten, unmittelbaren Gefahr im Falle einer Rückkehr in den Herkunftsstaat die 
Glaubhaftigkeit abzusprechen, weshalb die Glaubhaftmachung eines Asylgrundes von vornherein 
ausgeschlossen werden kann. Es sei an dieser Stelle betont, dass die Glaubwürdigkeit des Vorbringens die 
zentrale Rolle für die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft und Asylgewährung [nunmehr "Status eines 
Asylberechtigten"] einnimmt (vgl. VwGH v. 20.6.1990, Zl. 90/01/0041). 
 

Auch konnte im Rahmen einer Prognoseentscheidung (vgl. Putzer, Asylrecht Rz 51) nicht festgestellt werden, 
dass der BF nach einer Rückkehr mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit mit einer weiteren aktuellen Gefahr von 
Übergriffen zu rechnen hätte (VwGH 05.06.1996, Zl. 95/20/0194). Hier wird auf die bereits getroffenen 
Feststellungen verwiesen. Auch wird darauf verweisen, dass es sich beim Rechtsinstitut des Asyls nicht um eine 
Entschädigung für in der Vergangenheit erlittenes Ungemach bzw. Unrecht, sondern um Schutz vor der Gefahr 
zukünftig drohender Verfolgung handelt. Eine solche konkrete und wahrscheinliche Gefahr liegt im 
gegenständlichen Fall jedoch nicht vor. 
 

Zur hilfsweise herangezogenen Argumentation hinsichtlich des Bestehens des Willens und der Fähigkeit des 
Staates, Schutz zu gewähren, kann die von der belangten Behörde angewandte Methodik der hilfsweisen 
Argumentation im Rahmen der rechtlichen Beurteilung nicht beanstandet werden (vgl. VwGH 24.1.2008. Zl. 
2006/19/0985). 
 

Es ist der belangten Behörde beizupflichten, dass - rein hypothetisch betrachtet - es dem BF möglich und 
zumutbar wäre, sich im Falle der behaupteten Bedrohungen an die Sicherheitsbehörden ihres Herkunftsstaates zu 
wenden, welche willens und fähig wären, ihm Schutz zu gewähren. 
 

Auch wenn ein solcher Schutz (so wie in keinem Staat auf der Erde) nicht lückenlos möglich ist, stellen die vom 
BF geschilderten Übergriffe in seinem Herkunftsstaat offensichtlich amtswegig zu verfolgende strafbare 
Handlungen dar und andererseits existieren im Herkunftsstaat des BF Behörden, welche zur Strafrechtspflege 
bzw. zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit berufen und auch effektiv tätig sind. Die Schutzwilligkeit 
und Schutzfähigkeit der Behörden ist somit gegeben (vgl. hierzu auch die Ausführungen des VwGH im Erk. 
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vom 8.6.2000, Zahl 2000/20/0141 zu den Voraussetzungen der Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des [in 
diesem Erkenntnis] türkischen Staates; Im soeben zitierten Erk. führte der weiter aus: 
 

"Der Verwaltungsgerichtshof hat in dem die Gewährung von Asyl an einen algerischen Staatsangehörigen 
betreffenden Erkenntnis vom 22. März 2000, Zl. 99/01/0256, ausgesprochen, dass mangelnde Schutzfähigkeit 
des Staates nicht bedeute, dass der Staat nicht mehr in der Lage sei, seine Bürger gegen jedwede Art von 
Übergriffen durch Dritte präventiv zu schützen, sondern dass mangelnde Schutzfähigkeit erst dann vorliege, 
wenn eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung "infolge nicht ausreichenden Funktionierens der 
Staatsgewalt" nicht abgewendet werden könne (wobei auf die hg. Erkenntnisse vom 7. Juli 1999, Zl. 98/18/0037, 
und vom 6. Oktober 1999, Zl. 98/01/0311, Bezug genommen wird). Dies sei dann der Fall, wenn für einen von 
dritter Seite Verfolgten trotz des staatlichen Schutzes der Eintritt eines - entsprechende Intensität erreichenden - 
Nachteiles mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten sei. 
 

Die belangte Behörde leitete aus dem Umstand, dass der türkische Staat bereits die Androhung einer schweren 
und rechtswidrigen Schadenszufügung strafgerichtlich verpöne, jedenfalls aber eine mit dem Motiv der 
Blutrache begangene Tötung mit der [Anm: nunmehr in der Türkei nicht mehr angewandten] Todesstrafe 
bedrohe, die nicht unschlüssige Folgerung ab, dass der türkische Staat gewillt sei, den erforderlichen Schutz zu 
gewähren. Nach den Feststellungen der belangten Behörde hat der türkische Staat sowohl den Willen als auch 
die Fähigkeit, den Beschwerdeführer vor den Gefahren einer befürchteten Blutrache ausreichend zu schützen. 
Die Beschwerde hält dem Argument, der Beschwerdeführer hätte bei staatlichen Stellen Schutz vor Verfolgung 
finden können, lediglich entgegen, dass ein einmal gegebenes Versprechen, für eine getötete, nahe stehende 
Person Blutrache zu verüben, nicht einfach wieder zurückgenommen werden könne. Das Versprechen, Blutrache 
zu üben, binde - nach islamischer Weltanschauung - jene Person, die das Versprechen abgegeben habe, und 
keine wie auch immer geartete Strafdrohung könne eine die Vollziehung der Blutrache versprechende Person 
von der Ausübung ihrer nunmehrigen "Pflicht" abschrecken. Der Vollzug der versprochenen Blutrache werde 
zur Lebensaufgabe des Versprechenden. Es erscheine nicht möglich, sich unter den Schutz des türkischen 
Staates zu stellen, weil der Beschwerdeführer rund um die Uhr bis zu seinem Lebensende vom türkischen Staat 
beschützt werden müsste. Der türkische Staat habe weder die finanziellen Mitteln noch ein Interesse an einem 
solchen Personenschutz. 
 

... Die belangte Behörde hat ...klar zum Ausdruck gebracht, dass sie von einer ausreichenden Schutzgewährung 
durch den türkischen Staat ausgehe und sie hat den Beschwerdeführer erfolglos aufgefordert, Beweismittel 
vorzulegen, die diese Annahme erschüttern könnten .... Staatliche Schutzgewährung ist um so eher zu erwarten, 
als es sich bei den mutmaßlichen Verfolgern um verhältnismäßig leicht auszuforschende Verwandte des vom 
Beschwerdeführer widerrechtlich Getöteten handeln würde. Der Beschwerdeführer hat überdies nicht einmal den 
Versuch unternommen, etwa durch Anzeige im Sinne des Art. 191 des türkischen Strafgesetzbuches staatlichen 
Schutz vor möglicher Blutrache in Anspruch zu nehmen. Es ist auch nicht offenkundig, dass der 
Beschwerdeführer der von ihm behaupteten Gefahr in der gesamten Türkei ausgesetzt wäre und ihm daher keine 
Möglichkeit offen stünde, innerhalb seines Heimatstaates einen sicheren Aufenthaltsort zu finden."). 
 

Die bloße Möglichkeit, dass staatlicher Schutz nicht rechtzeitig gewährt werden kann, vermag eine gegenteilige 
Feststellung nicht zu begründen, solange nicht von der maßgeblichen Wahrscheinlichkeit der Nichtgewährung 
staatlichen Schutzes auszugehen ist (vgl. hierzu die im Erkenntnis noch zutreffenden Ausführungen zum 
Wahrscheinlichkeitskalkül). 
 

Unter richtlinienkonformer Interpretation ( Art 6 der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29.April 2004) kann 
eine Verfolgung bzw. ein ernsthafter Schaden von nichtstaatlichen Akteuren (nur) dann ausgehen, wenn der 
Staat oder die Parteien oder Organisationen, die den Staat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes 
beherrschen, "erwiesenermaßen" nicht in der Lage oder nicht willens sind, Schutz vor Verfolgung bzw. 
ernsthaftem Schaden iSd Art 7 leg cit zu bieten (das Gebot der richtlinienkonformen Interpretation der 
entsprechenden asylrechtlichen Bestimmungen entspricht auch dem Gesetzgeber (vgl. Wortlaut der RV zum 
AsylG 2005: "...Mit dem 

vorgeschlagenen Entwurf werden folgende Richtlinien umgesetzt ... : 

Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status 
von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen 
Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes, ABl. Nr. L 304 vom 30.09.2004 S. 12, 
CELEX Nr. 32004L0083; ...". 
 

Nach der Rsp des VwGH ist für die Annahme einer Tatsache als "erwiesen" (vgl § 45 Abs 2 AVG) allerdings 
keine "absolute Sicherheit" (kein Nachweis "im naturwissenschaftlich-mathematisch exakten Sinn" erforderlich 
(VwGH 20.9.1990, 86/07/0091; 26.4.1995, 94/07/0033; 20.12.1996, 93/02/0177), sondern es genügt, wenn eine 
Möglichkeit gegenüber allen anderen Möglichkeiten eine überragende Wahrscheinlichkeit (Thienel, 
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Verwaltungsverfahrensrecht 2004, 168f: an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit) oder gar die Gewissheit 
für sich hat und alle anderen Möglichkeiten absolut oder mit Wahrscheinlichkeit ausschließt oder zumindest 
weniger wahrscheinlich erscheinen lässt (VwGH 26.4.1995, 94/07/0033; 19.11.2003, 2000/04/0175; vgl auch 
VwSlg 6557 F/1990; VwGH 24.3.1994, 92/16/0142; 17.2.1999, 97/14/0059; in Hengstschläger-Leeb, 
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, 2. Teilband, Rz 2 zu § 45). 
 

In Bezug auf diese Umstände - nämlich, dass der Staat oder die Parteien oder Organisationen, die den Staat oder 
einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, "nicht in der Lage" oder "nicht willens" sind, Schutz vor 
Verfolgung bzw. ernsthaftem Schaden iSd Art 7 leg cit zu bieten - besteht für den Berufungswerber somit ein 
erhöhtes Maß an erforderlichem Überzeugungsgrad der Behörde. Die (bloße) Glaubhaftmachung ist gem. Art 6 
der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29.April 2004 demnach als Beweismaß dafür nicht ausreichend. Es 
muss "erwiesen" werden. Gelingt dies nicht, ist davon auszugehen, dass sie dazu sowohl in der Lage als auch 
willens sind, wenn der Staat oder die Parteien oder Organisationen einschließlich internationaler Organisationen, 
die den Staat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, geeignete Schritte einleiten, um die 
Verfolgung oder den ernsthaften Schaden zu verhindern, beispielsweise durch wirksame Rechtsvorschriften zur 
Ermittlung, Strafverfolgung und Ahndung von Handlungen, die eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden 
darstellen, und wenn der Antragsteller Zugang zu diesem Schutz hat. Diesfalls gilt gem. Art 7 Abs 2 leg cit, dass 
"generell Schutz gewährleistet ist". 
 

Im gegenständlichen Fall hat der BF weder behauptet noch bescheinigt, dass das geschilderte Verhalten jener 
Personen, die gegen den BF behauptetermaßen vorgingen bzw. das der BF im Falle einer Rückkehr nach 
Georgien befürchte, in seinem Herkunftsstaat nicht pönalisiert wäre oder die Polizei oder auch andere für den 
Rechtsschutz eingerichtete Institutionen grds. nicht einschreiten würden, um einen Schaden mit maßgeblicher 
Wahrscheinlichkeit abzuwenden. Darauf weisen auch die den Feststellungen der belangten Behörde bzw. des 
erkennenden Gerichts zu Grunde liegenden Quellen nicht hin, wenngleich die Berichte zu erkennen geben, dass 
durchaus auch noch erhebliche Defizite bestehen, ergibt sich weiters aus den von der belangten Behörde bzw. 
vom erkennenden Gericht herangezogenen Quellen, dass im Herkunftsstaat des BF kein genereller Unwille bzw. 
die Unfähigkeit der Behörden herrscht, Schutz zu gewähren. 
 

Vielmehr hat der BF selbst im Rahmen seiner Einvernahme vor dem BFA angegeben, dass er den Vorfall gar 
nicht bei der Polizei angezeigt habe. Der Vorwand, wonach ihm eine Anzeige nichts gebracht hätte und die 
Polizei nichts gemacht hätte, zumal seine Freundin Verwandte bei der Polizei gehabt habe, ist lediglich eine 
Vermutung des BF und ist nicht geeignet, die grundsätzliche Schutzwilligkeit bzw. Schutzfähigkeit der 
georgischen Behörden generell zu verneinen. Selbst unter der Annahme, das tatsächlich Verwandte des 
Mädchens bei der Polizei arbeiten, hätte der BF zu einer anderen Polizeidienststelle gehen können, um den 
Vorfall anzuzeigen. Auf diesbezügliche Nachfrage gab der BF jedoch lediglich an, dass das System einheitlich 
sei und es egal sei, bei welcher Polizei man eine Anzeige macht, was jedoch mit den Länderfeststellungen über 
Georgien nicht in Einklang zu bringen ist. Zudem hat der BF auch am Ende der Einvernahme auf 
dementsprechende Nachfrage angegeben, dass er keine Probleme mit den Behörden in Georgien gehabt habe und 
er verneinte weiters auch jegliche Probleme aufgrund seiner Volksgruppe oder Religion. 
 

Im gegenständlichen Fall ist auch darauf hinzuweisen, dass in Georgien eine Reihe von nationalen und 
internationalen Organisationen tätig sind, welche dazu berufen sind, die Einhaltung der Menschenrechte zu 
beobachten. Wenn sich die Behörden in seinem Fall laut seinem Dafürhalten zu passiv verhalten würden, stünde 
es dem BF frei, sich an eine solche Organisation zu wenden, um seinem Fall die nötige Publizität zu verleihen, 
um so die Behörden zu einem entsprechenden Handeln zu veranlassen. Ebenso stünde es ihm frei, sich an jene 
Organisationseinheiten zu wenden, welche mit der Dienst- und Fachaufsicht dieser Sicherheitsorgane befasst 
sind, oder direkt an die Gerichte oder Staatsanwaltschaft zu wenden. 
 

Auch sei an dieser Stelle auch darauf hingewiesen, dass es sich bei Georgien um einen sicheren Herkunftsstaat 
handelt und schon aufgrund der normativen Vergewisserung der Sicherheit davon auszugehen ist, dass die 
georgischen Behörden ihre Bürger schützen. Der BF erstattete kein entsprechend konkretes Vorbringen, welches 
begründete Zweifel an dieser Sicherheit aufkommen ließen. 
 

Der BF bescheinigte im Rahmen seiner Ausführungen zur Schutzfähigkeit nicht konkret und substantiiert den 
Unwillen und die Unfähigkeit des Staates, gerade in seinem Fall Schutz zu gewähren. Es kann dem Vorbringen 
auch nicht entnommen werden, dass er keinen Zugang zu den Schutzmechanismen hätte, bzw. dass gerade in 
seinem Fall ein qualifizierter Sachverhalt vorliege, der es als "erwiesen" erschein lässt, dass die im Herkunftssaat 
vorhandenen Behörden gerade im Fall des BF untätig blieben. Im Verfahren kam auch nicht konkret hervor, dass 
der Staat selbst der Verfolger wäre. 
 

Im Ergebnis hat der BF letztlich im Verfahren kein derartiges Vorbringen konkret und substantiiert erstattet, 
welches hinreichende Zweifel am Vorhandensein oder an der Effektivität der Schutzmechanismen - dies wurde 
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unbescheinigt und unsubstantiiert nicht glaubhaft gemacht (vgl. EGMR, Fall H.L.R. gegen Frankreich) noch 
kann dies als erweislich angesehen werden - verursacht hätte. 
 

Da sich auch im Rahmen des sonstigen Ermittlungsergebnisses bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter 
Tatsachen keine Hinweise auf das Vorlieben der Gefahr einer Verfolgung aus einem in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 
2 der GFK genannten Grund ergaben, scheidet die Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten somit aus. 
 

Die Beschwerde zu Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides war daher abzuweisen. 
 

3.3 Zu Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides 
 

Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 hat die Behörde einem Fremden den Status des subsidiär Schutzberechtigten 
zuzuerkennen, wenn er in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug 
auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder dem der Status des Asylberechtigten 
aberkannt worden ist (Z1), wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in 
seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art 2 EMRK (Recht auf Leben), Art 3 EMRK 
(Verbot der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung) oder der Protokolle Nr. 6 
oder Nr. 13 (Abschaffung der Todesstrafe) zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine 
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
 

Die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten nach Abs. 1 ist mit der 
abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der Aberkennung nach § 7 zu verbinden (Abs. 2 leg cit). Anträge auf 
internationalen Schutz sind bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, 
wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht (Abs. 3 leg cit). 
 

Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete Gefahr möglicher 
Konsequenzen für den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl VwGH 99/20/0573, 19.02.2004). 
 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, 
durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten 
Rechtsgüter glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des 
Fremden betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (vgl 
VwGH 26.06.1997, Zl. 95/18/1293 und 17.07.1997, Zl. 97/18/0336). 
 

Gemäß Art. 2 EMRK wird das Recht jedes Menschen auf das Leben gesetzlich geschützt. 
 

Gemäß Art. 3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung 
unterworfen werden. 
 

Für die Gewährung von Abschiebeschutz ist die maßgebliche Wahrscheinlichkeit des Eintritts der Verletzung 
der Menschenrechte gefordert. Es müssen stichhaltige Gründe für die Annahme sprechen, dass eine Person 
einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wäre, konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde. Die bloße Möglichkeit eines 
realen Risikos oder Vermutungen genügen hingegen nicht. 
 

Weder aus den Angaben des BF noch aus den Ergebnissen des Ermittlungsverfahren ist im konkreten Fall 
ersichtlich, dass jene gemäß der Judikatur des EGMR geforderte Exzeptionalität der Umstände vorliegen würde, 
um die Außerlandesschaffung eines Fremden im Hinblick auf außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegende 
Gegebenheiten im Zielstaat im Widerspruch zu Art. 3 EMRK erscheinen zu lassen (VwGH vom 21.08.2001, Zl. 
2000/01/0443). 
 

Für Georgien kann nicht festgestellt werden, dass in diesem Herkunftsstaat eine dermaßen schlechte 
wirtschaftliche Lage bzw. eine allgemeine Situation herrschen würde, die für sich genommen bereits die 
Zulässigkeit der Rückbringung in den Herkunftsstaat iSd § 8 Abs. 1 AsylG 2005 als unrechtmäßig erscheinen 
ließe. Auch ist kein kennzeichnender Grad willkürlicher Gewalt aufgrund eines bewaffneten Konflikts gegeben, 
der ein so hohes Niveau erreicht, dass stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass der BF bei einer 
Rückkehr allein durch seine Anwesenheit tatsächlich Gefahr laufen würde, einer individuellen Bedrohung des 
Lebens ausgesetzt zu sein. Die Abschiebung des BF würde ihn jedenfalls nicht in eine "unmenschliche Lage" 
wie etwa Hungertod, unzureichende oder gar keine medizinische Versorgung, massive Beeinträchtigung der 
Gesundheit oder gar Verlust des Lebens, versetzen. 
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Es ist auch nicht davon auszugehen, dass der BF nach seiner Rückkehr nach Georgien in eine ausweglose 
Lebenssituation geraten könnten, zumal es sich beim BF um einen jungen, gesunden Mann handelt, von dem 
eine Teilnahme am Erwerbsleben erwartet werden kann. Es kann ihm somit zugemutet werden, nach seiner 
Rückkehr erneut eine Beschäftigung aufzunehmen und das für sich zum Überleben Notwendige durch eigene 
Arbeit zu bestreiten, wie er es auch vor seiner Ausreise schon getan hat. Letztendlich kann somit eine völlige 
Perspektivenlosigkeit für den BF in Georgien nicht erkannt werden. Ziel des Refoulementschutzes ist es nicht, 
Menschen vor unangenehmen Lebenssituationen zu schützen, sondern einzig und alleine Schutz vor 
exzeptionellen Lebenssituationen zu geben. 
 

Weiters gilt es zu bedenken, dass der BF bis zum Alter von etwa 38 Jahren in Georgien aufhältig war, dort also 
den überwiegenden Teil ihres Lebens verbracht hat, die georgische und russische Sprache sowie ein bisschen 
Türkisch beherrscht und mit den dort herrschenden Gepflogenheiten vertraut ist. 
 

Etwaige gesundheitliche Probleme, die eine Rückführung des BF unzulässig machen würden, sind im Verfahren 
nicht hervorgekommen. Im Gegenteil hat der BF anlässlich seiner niederschriftlichen Einvernahme vor dem 
Bundesasylamt selbst angegeben, gesund zu sein. 
 

Sonstige außergewöhnliche Umstände, die eine Abschiebung unzulässig machen könnten, sind im 
gegenständlichen Verfahren weder hervorgetreten, noch wurde ein derartiges Abschiebehindernis vorgebracht. 
 

Es ergibt sich somit kein reales Risiko, dass es durch die Rückführung des BF nach Georgien zu einer 
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr 13 der Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe kommen würde. 
 

Die Beschwerde zu Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides war daher abzuweisen. 
 

3.4. Zu Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, und in 
den Fällen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 nicht erteilt wird sowie in den 
Fällen der Z 1 bis 5 kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt. 
 

§ 55 AsylG 2005 lautet: 
 

"§ 55 (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen oder auf begründeten Antrag 
eine ‚Aufenthaltsberechtigung plus' zu erteilen, wenn 
 

1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art 8 
EMRK geboten ist und 
 

2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG erfüllt hat oder zum 
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die monatliche 
Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 189/1955) 
erreicht wird. 
 

(2) Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist eine ‚Aufenthaltsberechtigung' zu erteilen." 
 

§ 57 AsylG 2005 lautet: 
 

"§ 57 (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen oder auf begründeten Antrag 
eine ‚Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz' zu erteilen: 
 

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG 
seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der 
Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder 
wurde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer 
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Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, 
die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 
 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und 
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, 
insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 
 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht niedergelassen ist, 
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen 
wurde oder erlassen hätte werden können und der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der 
‚Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz' zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist. 
 

(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 3 hat das Bundesamt vor der Erteilung 
der ‚Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz' eine begründete Stellungnahme der zuständigen 
Landespolizeidirektion einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behörde ist der Ablauf der 
Fristen gemäß Abs. 3 und § 73 AVG gehemmt. 
 

(3) Ein Antrag gemäß Abs. 1 Z 2 ist als unzulässig zurückzuweisen, wenn ein Strafverfahren nicht begonnen 
wurde oder zivilrechtliche Ansprüche nicht geltend gemacht wurden. Die Behörde hat binnen sechs Wochen 
über den Antrag zu entscheiden. 
 

(4) Ein Antrag gemäß Abs. 1 Z 3 ist als unzulässig zurückzuweisen, wenn eine einstweilige Verfügung nach §§ 
382b oder 382e EO nicht vorliegt oder nicht erlassen hätte werden können." 
 

§ 58 AsylG 2005 lautet: 
 

"§ 58 (1) Das Bundesamt hat die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 von Amts wegen zu prüfen, wenn 
 

1. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß §§ 4 oder 4a zurückgewiesen wird, 
 

2. der Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der 
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, 
 

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten kommt, 
 

4. einem Fremden der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt wird oder 
 

5. ein Fremder sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in den Anwendungsbereich des 6. 
Hauptstückes des FPG fällt. 
 

(2) Das Bundesamt hat einen Aufenthaltstitel gemäß § 55 von Amts wegen zu erteilen, wenn eine 
Rückkehrentscheidung auf Grund des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG rechtskräftig auf Dauer für unzulässig erklärt 
wurde. § 73 AVG gilt. 
 

(3) Das Bundesamt hat über das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prüfung der Erteilung eines 
Aufenthaltstitels gemäß §§ 55 und 57 im verfahrensabschließenden Bescheid abzusprechen." 
 

Die maßgeblichen Bestimmungen des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG) idF BGBl. I 68/2013 lauten: 
 

"§ 46 (1) Fremde, gegen die eine Rückkehrentscheidung, eine Anordnung zur Außerlandesbringung, eine 
Ausweisung oder ein Aufenthaltsverbot durchsetzbar ist, sind von den Organen des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes im Auftrag des Bundesamtes zur Ausreise zu verhalten (Abschiebung), wenn 
 

1. die Überwachung ihrer Ausreise aus Gründen der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit 
notwendig scheint, 
 

2. sie ihrer Verpflichtung zur Ausreise nicht zeitgerecht nachgekommen sind, 
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3. auf Grund bestimmter Tatsachen zu befürchten ist, sie würden ihrer Ausreiseverpflichtung nicht nachkommen, 
oder 
 

4. sie einem Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot zuwider in das Bundesgebiet zurückgekehrt sind. 
 

§ 50 (1) Die Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde oder 
für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher 
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 
 

(2) Die Abschiebung in einen Staat ist unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass 
dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative 
(§ 11 AsylG 2005). 
 

(3) Die Abschiebung in einen Staat ist unzulässig, solange der Abschiebung die Empfehlung einer vorläufigen 
Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte entgegensteht. 
 

§ 52 (1) [...] 
 

(2) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt unter einem (§ 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine 
Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn 
 

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurückgewiesen wird, 
 

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, 
 

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten kommt oder 
 

4. ihm der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt wird 
 

und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen 
Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige. 
 

[...] 
 

(9) Das Bundesamt hat mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine Abschiebung eines 
Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es sei denn, dass dies 
aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich sei. 
 

§ 55 (1) Mit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 wird zugleich eine Frist für die freiwillige Ausreise 
festgelegt. 
 

(1a) Eine Frist für die freiwillige Ausreise besteht nicht für die Fälle einer zurückweisenden Entscheidung gemäß 
§ 68 AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemäß § 18 BFA-VG durchführbar wird. 
 

(2) Die Frist für die freiwillige Ausreise beträgt 14 Tage ab Rechtskraft des Bescheides, sofern nicht im Rahmen 
einer vom Bundesamt vorzunehmenden Abwägung festgestellt wurde, dass besondere Umstände, die der 
Drittstaatsangehörige bei der Regelung seiner persönlichen Verhältnisse zu berücksichtigen hat, die Gründe, die 
zur Erlassung der Rückkehrentscheidung geführt haben, überwiegen. 
 

(3) Bei Überwiegen besonderer Umstände kann die Frist für die freiwillige Ausreise einmalig mit einem 
längeren Zeitraum als die vorgesehenen 14 Tage festgesetzt werden. Die besonderen Umstände sind vom 
Drittstaatsangehörigen nachzuweisen und hat er zugleich einen Termin für seine Ausreise bekanntzugeben. § 37 
AVG gilt." 
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§ 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 
 

"§ 9. (1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außerlandesbringung 
gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- 
oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur 
Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 
 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu 
berücksichtigen: 
 

die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war, 
 

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 
 

die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
 

der Grad der Integration, 
 

die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 
 

die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
 

Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts, 
 

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 
 

die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen 
Verzögerungen begründet ist. 
 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, insbesondere im 
Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des 
Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies 
ist insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf Grund des 
Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein 
unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre." 
 

Gemäß § 58 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 ist die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 von Amts 
wegen zu prüfen, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status 
eines Asylberechtigten als auch des Status eines subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird. Das Bundesamt 
für Fremdenwesen und Asyl hat gemäß § 58 Abs. 2 AsylG 2005 einen Aufenthaltstitel gemäß § 55 von Amts 
wegen zu erteilen, wenn die Rückkehrentscheidung aufgrund des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG rechtskräftig auf 
Dauer für unzulässig erklärt wurde und gemäß § 58 Abs. 3 AsylG 2005 über das Ergebnis der von Amts wegen 
erfolgten Prüfung gemäß §§ 55 und 57 im verfahrensabschließenden Bescheid abzusprechen. 
 

Die Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 liegen nicht vor, weil der 
Aufenthalt der Beschwerdeführerin weder seit mindestens einem Jahr gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG 
geduldet ist, noch zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 
Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit solchen strafbaren 
Handlungen notwendig ist noch die Beschwerdeführerin ein Opfer von Gewalt iSd § 57 Abs. 1 Z 3 FPG wurde. 
Weder hat die Beschwerdeführerin das Vorliegen eines der Gründe des § 57 FPG behauptet, noch kam ein 
Hinweis auf das Vorliegen eines solchen Sachverhaltes im Ermittlungsverfahren hervor. 
 

Voraussetzung für die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist, dass dies zur 
Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG iSd Art. 8 EMRK geboten ist. 
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Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
 

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens iSd Art. 8 EMRK vorliegt, hängt nach 
der ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte sowie des Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten Umständen des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert 
eine Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine 
Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine 
Rückkehrentscheidung nicht erlassen werden dürfen, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des 
Fremden (und seiner Familie) schwerer wiegen würden als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer 
Erlassung. 
 

Die Verhältnismäßigkeit einer Rückkehrentscheidung ist dann gegeben, wenn der Konventionsstaat bei seiner 
aufenthaltsbeendenden Maßnahme einen gerechten Ausgleich zwischen dem Interesse des Fremden auf 
Fortsetzung seines Privat- und Familienlebens einerseits und dem staatlichen Interesse auf Verteidigung der 
öffentlichen Ordnung andererseits, also dem Interesse des Einzelnen und jenem der Gemeinschaft als Ganzes 
gefunden hat. Dabei variiert der Ermessensspielraum des Staates je nach den Umständen des Einzelfalles und 
muss in einer nachvollziehbaren Verhältnismäßigkeitsprüfung in Form einer Interessenabwägung erfolgen. 
 

Bei dieser Interessenabwägung sind - wie in § 9 Abs. 2 BFA-VG unter Berücksichtigung der Judikatur der 
Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts ausdrücklich normiert wird - die oben genannten Kriterien zu 
berücksichtigen (vgl. VfSlg. 18.224/2007; VwGH 26.06.2007, 2007/01/0479; 26.01.2006, 2002/20/0423). 
 

Vom Prüfungsumfang des Begriffes des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK ist nicht nur die Kernfamilie von 
Eltern und (minderjährigen) Kindern umfasst, sondern zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 
14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 
06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse 
Beziehungsintensität vorliegt. Es kann nämlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen 
Personen, welche miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Art. 8 
EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umständen, von der konkreten Lebenssituation 
abhängig. Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, 
engere Bindungen voraus; die Beziehungen müssen eine gewisse Intensität aufweisen. So ist etwa darauf 
abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob 
sie (finanziell) voneinander abhängig sind (vgl. etwa VwGH 26.01.2006, 2002/20/0423; 08.06.2006, 
2003/01/0600; 26.01.2006, 2002/20/0235, worin der Verwaltungsgerichtshof feststellte, dass das Familienleben 
zwischen Eltern und minderjährigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljährigkeit beendet wird, 
wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt). 
 

Der BF verfügt in Österreich über keine familiären Beziehungen. 
 

Die aufenthaltsbeendende Maßnahme könnte daher allenfalls lediglich in das Privatleben des BF eingreifen. 
 

Unter dem "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR persönliche, soziale und wirtschaftliche 
Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden Menschen konstitutiv sind, zu verstehen (vgl. Sisojeva ua gg. 
Lettland, EuGRZ 2006, 554). In diesem Zusammenhang komme dem Grad der sozialen Integration des 
Betroffenen eine wichtige Bedeutung zu. 
 

Für den Aspekt des Privatlebens spielt zunächst die zeitliche Komponente im Aufenthaltsstaat eine zentrale 
Rolle, wobei die bisherige Rechtsprechung keine Jahresgrenze festlegt, sondern eine Interessenabwägung im 
speziellen Einzelfall vornimmt (vgl. dazu Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 MRK, in ÖJZ 
2007, 852 ff.). 
 

Allerdings ist nach der bisherigen Rechtsprechung auch auf die Besonderheiten der aufenthaltsrechtlichen 
Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen, zumal das Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in 
Österreich abzuleitenden Integration dann gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf unberechtigte 
Asylanträge zurückzuführen ist (vgl. VwGH 17.12.2007, 2006/01/0216 mwN). 
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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat in seiner langjährigen Rechtsprechung zu Ausweisungen 
Fremder wiederholt ausgesprochen, dass die EMRK Fremden nicht das Recht auf Einreise und Aufenthalt in 
einem bestimmten Land garantiert und die Konventionsstaaten im Allgemeinen nicht verpflichtet sind, die Wahl 
des Aufenthaltslandes durch Einwanderer zu respektieren und auf ihrem Territorium die 
Familienzusammenführung zu gestatten. Dennoch könne in einem Fall, der sowohl die Achtung des 
Familienlebens, als auch Fragen der Einwanderung betrifft, der Umfang der staatlichen Verpflichtung, 
Familienangehörigen von im Staat ansässigen Personen Aufenthalt zu gewähren, - je nach der Situation der 
Betroffenen und dem Allgemeininteresse - variieren (vgl. z.B. EGMR 5.9.2000, 44328/98, Solomon v. 
Niederlande; 9.10.2003, 48321/99, Slivenko v. Lettland; 22.4.2004, 42703/98, Radovanovic v. Österreich; 
31.1.2006, 50435/99, da Silva und Hoogkamer v. Niederlande; 31.7.2008, 265/07, Darren Omoregie ua v. 
Norwegen). 
 

Eine besonders fortgeschrittene Integration des BF während seines nur auf das Asylgesetz gestützten 
Aufenthaltes im Bundesgebiet kann seitens des Bundesverwaltungsgerichtes nicht erkannt werden: Der 
Aufenthalt des BF in Österreich seit Juni 2016, somit erst seit etwa 1 Monat, beruht auf einem Antrag auf 
internationalen Schutz, der sich als nicht berechtigt erwiesen hat und ist auch noch zu kurz, um seinem Interesse 
an einem Weiterverbleib im Bundesgebiet ein relevantes Gewicht zu verleihen. 
 

Der BF hat in Österreich noch keine integrativen Schritte gesetzt, was in der kurzen Aufenthaltsdauer jedoch 
auch noch schwer möglich gewesen wäre. 
 

Vor dem Hintergrund der erst kurzen Aufenthaltsdauer des BF im Bundesgebiet und unter Berücksichtigung des 
Umstandes, dass der BF während seines Aufenthaltes im Bundesgebiet im Rahmen der vorübergehenden 
Grundversorgung des Bundes unterstützt wurde und somit nicht selbsterhaltungsfähig ist, kann von einer 
verfestigten und gelungenen Eingliederung des BF in die österreichische Gesellschaft nicht ausgegangen werden. 
 

Hingegen hat der 48-jährige BF den Großteil seines bisherigen Lebens in Georgien verbracht, ist dort 
aufgewachsen, hat dort seine Sozialisation erfahren und gearbeitet. Daher ist derzeit im Vergleich von einer 
deutlich stärkeren Bindung des BF zu Georgien auszugehen. 
 

Der Umstand, dass der BF während seines Aufenthaltes in Österreich strafgerichtlich unbescholten geblieben ist, 
vermag insofern keine relevante Verstärkung der persönlichen Interessen des BF an seinem Verbleib in 
Österreich zu bewirken, als mangelnde Straffälligkeit die Regel sein sollte; vielmehr stellt die Begehung von 
Straftaten einen eigenen Grund für die Erlassung von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen dar (VwGH 
24.07.2002, 2002/18/0112). 
 

Der BF vermochte zum Entscheidungszeitpunkt daher keine entscheidungserheblichen integrativen 
Anknüpfungspunkte im österreichischen Bundesgebiet darzutun, welche zu einem Überwiegen der privaten 
Interessen des BF an einem Verbleib im österreichischen Bundesgebiet gegenüber den öffentlichen Interessen an 
einer Rückkehr des BF in seinen Herkunftsstaat führen könnten. 
 

Nach Maßgabe einer Interessensabwägung im Sinne des § 9 BFA-VG ist die belangte Behörde somit zu Recht 
davon ausgegangen, dass das öffentliche Interesse an der Beendigung des unrechtmäßigen Aufenthaltes des BF 
im Bundesgebiet das persönliche Interesse des BF am Verbleib im Bundesgebiet überwiegt und daher durch die 
angeordnete Rückkehrentscheidung eine Verletzung des Art. 8 EMRK nicht vorliegt. Auch sonst sind keine 
Anhaltspunkte hervorgekommen, dass im gegenständlichen Fall eine Rückkehrentscheidung auf Dauer 
unzulässig wäre. 
 

Die Erlassung einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG stellt sohin keine Verletzung des BF in seinem 
Recht auf Privat- und Familienleben gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG iVm Art. 8 EMRK dar. Die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist daher ebenfalls nicht geboten. 
 

Die Voraussetzungen des § 10 AsylG 2005 liegen vor: Da der Antrag des BF auf internationalen Schutz 
abgewiesen wurde, ist die Rückkehrentscheidung gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 zu erlassen. Es ist auch - 
wie bereits ausgeführt - kein Aufenthaltstitel nach § 57 AsylG 2005 von Amts wegen zu erteilen. 
 

§ 52 Abs. 2 Z 2 FPG setzt weiters voraus, dass kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und 
dem BF kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Weil der Antrag des BF im Hinblick auf 
die Zuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten nach § 8 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen wird, 
liegt weder ein Fall des § 8 Abs. 3a noch des § 9 Abs. 2 AsylG 2005 vor. 
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Zur Zulässigkeit der Abschiebung: 
 

Gemäß § 52 Abs. 9 FPG hat das Bundesamt mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine 
Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es 
sei denn, dass dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich sei. 
 

Nach § 50 Abs. 1 FPG ist die Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 
zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe 
verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 
 

Nach § 50 Abs. 2 FPG ist die Abschiebung einer Person in einen Staat unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für 
die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer 
Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht 
wären (Art. 33 Z 1 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung 
des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine 
innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005). 
 

Die Abschiebung ist schließlich nach § 50 Abs. 3 FPG unzulässig, solange ihr die Empfehlung einer vorläufigen 
Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte entgegensteht. Eine derartige Empfehlung 
besteht für Georgien nicht. 
 

Die Abschiebung des BF nach Georgien ist daher zulässig. 
 

Die Zulässigkeit der Abschiebung des BF in den Herkunftsstaat ist gegeben, da unter Berücksichtigung der 
vorherigen Ausführungen keine Gründe vorliegen, aus denen sich eine Unzulässigkeit der Abschiebung im Sinne 
des § 50 FPG ergeben würde. 
 

Die Beschwerde zu Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides war daher abzuweisen. 
 

3.5. Zu Spruchpunkten IV und V. des angefochtenen Bescheides 
 

Zur zweiwöchigen Frist für die freiwillige Ausreise und zur Aberkennung der aufschiebenden Wirkung 
(Spruchpunkte IV und V des angefochtenen Bescheides) ist auszuführen, dass die Frist zu Recht mit 14 Tagen 
festgelegt wurde, zumal keine besonderen Umstände im Hinblick auf die Regelung der persönlichen 
Verhältnisse des BF geltend gemacht wurden, welche eine Verlängerung der Frist erforderlich gemacht hätten. 
 

Betreffend die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung ist anzuführen, dass das BFA einer Beschwerde gegen 
eine abweisende Entscheidung über einen Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 18 Abs. 1 Z 1 BFA-VG die 
aufschiebende Wirkung aberkennen kann, wenn der Asylwerber aus einem sicheren Herkunftsstaat stammt. 
 

Da Georgien gemäß § 1 Z 10 Herkunftsstaaten-Verordnung, BGBl. II Nr. 177/2009, in der Fassung BGBl. II Nr. 
47/2016, ein "sicherer Herkunftsstaat" ist, ist der angefochtene Bescheid auch insoweit nicht zu beanstanden. 
 

3.6. Im Hinblick auf die in der Beschwerde angeführten verfassungsrechtlichen Bedenken betreffend die 
zweiwöchige Beschwerdefrist gemäß § 16 Abs. 1 BFA-VG wird angemerkt, dass der BF die Beschwerde 
rechtzeitig einbrachte und daher eine Verletzung des BF in seinen Rechten nicht erkennbar ist. Aus diesem 
Grund sowie auch im Hinblick darauf, dass es sich beim BF nicht um eine besonders schutzbedürftige Person 
handelt, auf welche im Beschwerdevorbringen Bezug genommen wird, erübrigt sich eine nähere Erörterung mit 
der Zulässigkeit der zweiwöchigen Beschwerdefrist gemäß § 16 Abs. 1 BFA-VG. 
 

3.7. Zum Entfall der mündlichen Verhandlung 
 

Gemäß § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der 
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen 
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 24 VwGVG. 
 

Gemäß § 24 Abs. 1 des VwGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, 
von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen. 
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Nach § 24 Abs. 4 VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das 
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen 
lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem 
Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. 
Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. 
 

Gemäß Art. 47 Abs. 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (2010/C 83/02) - folgend: GRC - hat 
jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden sind, das Recht, 
nach Maßgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen wirksamen 
Rechtsbehelf einzulegen. Zufolge Abs. 2 leg.cit. hat jede Person ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem 
unabhängigen, unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich 
und innerhalb angemessener Frist verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, verteidigen und vertreten 
lassen. 
 

Nach Art. 52 Abs. 1 GRC muss jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und 
Freiheiten gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter 
Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorgenommen werden, wenn sie 
notwendig sind und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den 
Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen. 
 

Zur Frage der Verhandlungspflicht brachte der Verfassungsgerichtshof etwa in seinem Erkenntnis vom 
14.03.2012, Zl. U 466/11 ua. zum Ausdruck, er hege vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des EGMR (zur 
Zulässigkeit des Unterbleibens einer mündlichen Verhandlung) weder Bedenken ob der Verfassungsmäßigkeit 
des § 41 Abs. 7 AsylG 2005 noch könne er finden, dass der Asylgerichtshof der Bestimmung durch das Absehen 
von der Verhandlung einen verfassungswidrigen Inhalt unterstellt habe. Das Unterbleiben einer mündlichen 
Verhandlung in Fällen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt 
erscheine oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergebe, dass das Vorbringen tatsachenwidrig sei, stehe im 
Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC, wenn zuvor bereits ein Verwaltungsverfahren stattgefunden habe, in dessen 
Rahmen Parteiengehör gewährt worden sei. 
 

Der VwGH hat sich mit Erkenntnis vom 28.05.2014, Zl. Ra 2014/20/0017, mit der Frage des Entfalls einer 
mündlichen Verhandlung unter Auslegung des § 21 Abs. 7 BFA-VG befasst, wobei dem Grunde nach die zuvor 
zitierte Judikaturlinie der Höchstgerichte beibehalten wird. Daraus resultierend ergeben sich für die Auslegung 
des § 21 Abs. 7 BFA-VG folgende maßgeblichen Kriterien: Der für die rechtliche Beurteilung 
entscheidungswesentliche Sachverhalt muss von der Verwaltungsbehörde vollständig in einem 
ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung 
des BVwG immer noch die gesetzlich gebotene Aktualität und Vollständigkeit aufweisen. Die 
Verwaltungsbehörde muss die die entscheidungsmaßgeblichen Feststellungen tragende Beweiswürdigung in 
gesetzmäßiger Weise offen gelegt haben und das BVwG diese tragenden Erwägungen der 
verwaltungsbehördlichen Beweiswürdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behördlichen 
Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder darüber hinausgehender für die Beurteilung relevanter 
Sachverhalt behauptet werden, wobei bloß unsubstantiiertes Bestreiten ebenso außer Betracht bleibt wie ein 
Vorbringen, das gegen das in § 20 BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot verstößt. 
 

Projiziert auf den vorliegenden Beschwerdefall bedeutet dies, dass aus dem Akteninhalt des Verwaltungsaktes 
die Grundlage des bekämpften Bescheides unzweifelhaft nachvollziehbar ist. Es hat sich auch in der Beschwerde 
kein zusätzlicher Hinweis auf die Notwendigkeit ergeben, den maßgeblichen Sachverhalt mit dem BF zu 
erörtern. 
 

In der Beschwerde finden sich auch keine Hinweise, wonach eine weitere mündliche Verhandlung zur 
Verfolgungsbehauptung notwendig ist. Die neu in der Beschwerde vorgebrachten Sachverhaltselemente fallen 
unter das Neuerungsverbot und sind daher unglaubwürdig und in Folge unbeachtlich. 
 

Der BF ist im vorliegenden Fall im Rahmen einer ausführlichen niederschriftlichen Einvernahme durch 
konkrete, einfache aber auch zahlreiche offene Fragen ausreichend Gelegenheit eingeräumt worden, alle für die 
Entscheidung wesentlichen Umstände anzuführen. Er wurde dazu eingeladen, die Fluchtgründe vollständig zu 
schildern bzw. ausreichend zu konkretisieren. Der BF hatte somit offensichtlich die Möglichkeit, alle 
asylrelevanten Probleme vollständig und ausführlich zu schildern und das Bundesamt hat sich auch eingehend 
mit seinen Angaben auseinandergesetzt. Auch unterfertigte der BF das Protokoll der Einvernahme vorbehaltlos. 
Die Ermittlung des Sachverhaltes durch die belangte Behörde war ebenso wenig zu beanstanden und sind 
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Unregelmäßigkeiten in der Befragung vor dem Bundesamt mit dem Leiter der Einvernahme bzw. der 
beigezogenen Dolmetscherin auszuschließen. Solche wurden im Übrigen auch in der Beschwerde nicht 
behauptet. 
 

Der maßgebliche Sachverhalt war demnach aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde und aufgrund 
der Tatsache, dass der BF keine Stellungnahme oder ein ergänzendes Vorbringen zu den Länderinformationen 
abgab, als geklärt anzusehen. 
 

Dem Bundesverwaltungsgericht liegt sohin kein Beschwerdevorbringen vor, das mit dem BF mündlich zu 
erörtern gewesen wäre, sodass die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem 
Bundesverwaltungsgericht unterbleiben konnte. 
 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfrage vor. 
 

Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen. Die maßgebliche Rechtsprechung 
wurde bei den Erwägungen zu den einzelnen Spruchpunkten des angefochtenen Bescheides wiedergegeben. Zur 
Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung ist die zur asylrechtlichen Ausweisung ergangene zitierte 
Rechtsprechung der Höchstgerichte übertragbar. Die fehlenden Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung 
des Aufenthaltstitels nach § 55 AsylG 2005 ergeben sich aus der Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung, jene 
für den Aufenthaltstitel nach § 57 AsylG 2005 aus durch den klaren Wortlaut der Bestimmung eindeutig 
umschriebene Sachverhaltselemente, deren Vorliegen im Fall der Beschwerdeführerin nicht einmal substantiiert 
behauptet wurde. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
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